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Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des Saarländischen Weiterbildungs- 

und Bildungsfreistellungsrechts (Drucksache 14/3)

hier: 
Anhörung am 04.02.2010
Ihr Schreiben vom 07.12.2009 (Tgb.Nr. 1530/09)

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Schumacher,  

der SSGT bedankt sich für die Möglichkeit, zu o.g. Gesetzentwurf Stellung nehmen zu dürfen. Gleichzeitig möchten wir mitteilen, dass wir an der Anhörung am 04.02.2010 aufgrund bereits seit längerem feststehender anderer Termine nicht teilnehmen können und bitten, dies zu entschuldigen. 

Das Präsidium unseres Verbandes hat sich auf seiner gestrigen Sitzung mit dem Gesetzentwurf befasst. Der SSGT möchte hierzu wie folgt Position beziehen:

1.
Entwurf eines Saarländischen Bildungsfreistellungsgesetzes (SBFG-E)

a)
Hinsichtlich der in § 5 Abs. 1 Satz 1 SBFG-E neu eingeführten sechswöchigen Antragsfrist begrüßen wir zwar, dass die Frist im Vergleich zu dem Gesetzentwurf, der Gegenstand der externen Anhörung im Herbst 2008 war, um 2 Wochen verlängert wurde. Gleichwohl erlauben wir uns nach wir vor, kritisch zu hinterfragen, aus welchen Gründen die vormals achtwöchige Frist verkürzt wurde. Die in der Gesetzesbegründung (Seite 23) enthaltene Aussage, die nunmehr gewählte Frist entspräche gängiger Verwaltungspraxis, kann aus kommunaler Sicht nicht bestätigt werden. Für eine Fristverkürzung besteht unserer Ansicht nach zudem auch kein Bedürfnis. Die Bildungsträger stellen stets ein jährliches Weiterbildungsprogramm auf, welches frühzeitig und langfristig bekannt gegeben wird. Durchzuführende Veranstaltungen werden in der Regel nicht kurzfristig in derartige Weiterbildungsprogramme aufgenommen. Die von der Freistellungsmöglichkeit begünstigten Anspruchsberechtigten planen darüber hinaus ebenfalls langfristig und nicht spontan eine Teilnahme an Weiterbildungsveranstaltungen anhand dieser weit im Vorhinein festgesetzten Programme. Schließlich stellt diese Fristverkürzung keine – wie die Gesetzesbegründung (ebenfalls Seite 23) pauschal annimmt – Erleichterung für die (kommunalen) Arbeitgeber dar. Je länger die Vorlaufzeit ist, desto besser können entsprechende Freistellungen in die Planung des künftigen Betriebsablaufs mit eingebunden werden.

b)
Darüber hinaus fordern wir, § 6 Abs. 2 Satz 2 Nr. 6 SBFG-E zu streichen. Zur Begründung möchten wir auf die Ausführungen unter 2. a) verweisen.

2.
Saarländisches Weiterbildungsförderungsgesetz (SWFG-E)

a)
Wir möchten den europarechtlichen Hintergrund der vorgelegten Änderung des Saarländischen Weiterbildungs- und Bildungsfreistellungsrechts zum Anlass nehmen, eine Forderung zu erneuern, die wir bereits im September 2003 im Rahmen der damaligen Änderung des Saarländischen Weiterbildungs- und Bildungsfreistellungsgesetzes gegenüber dem Landtag des Saarlandes aufgestellt hatten. 

Der SSGT fordert, in § 1 Abs. 2 Satz 1 SWFG-E die Worte „und der Fortbildungseinrichtungen des öffentlichen Dienstes“ zu streichen. 

Ziel dieser von uns befürworteten Änderung ist es, die Fortbildungseinrichtungen des öffentlichen Dienstes, also die Saarländische Verwaltungsschule als Ausbildungseinrichtung der saarländischen Kommunen und die Fachhochschule für Verwaltung als Ausbildungseinrichtung des Landes, als Weiterbildungseinrichtungen im Sinne des SWFG-E zuzulassen. Nach der beabsichtigten Fassung des künftigen Saarländischen Weiterbildungs- und Bildungsfreistellungsrechts werden die Weiterbildungsangebote der Fortbildungseinrichtungen des öffentlichen Dienstes vom Geltungsbereich der beiden neuen Gesetze nicht erfasst. Für berufliche Bildungsveranstaltungen der Fortbildungseinrichtungen des öffentlichen Dienstes kann nach § 6 Abs. 2 Satz 2 Nr. 6 SBFG-E eine Freistellung zu Bildungszwecken nicht beansprucht werden. Dies führt für die Arbeitgeber und Beschäftigten in der saarländischen Kommunal- und Landesverwaltung zu einer kuriosen Situation: Einerseits fördern die Fortbildungseinrichtungen des öffentlichen Dienstes mit speziellen Weiterbildungsangeboten in ihrem Zuständigkeitsbereich die berufliche und soziale Handlungskompetenz der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes im Sinne des § 1 Abs. 2  Satz 1 SBFG-E bzw. § 1 Abs. 6 Satz 1 SWFG-E, andererseits können die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes eine Freistellung für die Teilnahme an diesen beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen nicht beanspruchen.

In diesem Zusammenhang fordern wir daher auch, § 5 Abs. 4 SWFG-E wie folgt zu ändern: „Die zuständigen Stellen nach dem Berufsbildungsgesetz und die Fortbildungseinrichtungen des öffentlichen Dienstes sind staatlich anerkannten Einrichtungen der beruflichen Weiterbildung nach diesem Gesetz gleich gestellt.“

b)
Schließlich möchten wir eine ebenfalls bereits im Jahre 2003 erhobene Forderung erneut an Sie herantragen: Wir regen eine Streichung des § 8 Abs. 3 SWFG-E an. Da die Gemeinden entweder selbst Träger von Weiterbildungseinrichtungen sind und/oder mittelbar über die Kreisumlage zur Finanzierung der von den Gemeindeverbänden getragenen Weiterbildungseinrichtungen beitragen, erfüllen sie bereits hiermit ihre Förderverpflichtung nach Art. 32 der Verfassung des Saarlandes, so dass eine Förderung nach § 8 Abs. 3 SWFG-E ersatzlos wegfallen kann.

Mit der Bitte, die aufgeführten Vorschläge der saarländischen Städte und Gemeinden im Rahmen des weiteren Gesetzgebungsverfahrens zu berücksichtigen, verbleiben wir 

mit freundlichen Grüßen

i.V.   gez. U. Neu
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